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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1969 

III/l — 68070 — E — Au 9/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

Richtlinien des Rates zur Festsetzung der Einzelheiten der 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten 
des Augenoptikers. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Novem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu den genannten Kommissionsvor- 
schlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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i. 


Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für einige selbständige Tätig- 
keiten des Augenoptikers 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 57 Absatz 3, Arti- 
kel 63 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Diese Richtlinie gilt für selbständige Tätigkeiten 
des Optikers betreffend die Untersuchung des Seh- 
vermögens, die von Optikern im Hinblick auf die 
Herstellung von Brillengläsern durchgeführt werden 
und die vom Anwendungsbereich der Richtlinie des 
Rates Nr. 64/429 vom 7. Juli 1964 3 ) ausgenommen 
sind. 

Diese Richtlinie gilt auch für die selbständigen Tä- 
tigkeiten des Optikers betreffend die Untersuchun- 
gen der Sehorgane, die im Hinblick auf die Anpas- 
sung und den Verkauf von Apparaten zur Korrektur 
von Sehfehlern durchgeführt werden, die vom An- 
wendungsbereich der Richtlinie des Rates Nr. 68/363 
vom 15. Oktober 1968 ausgenommen sind 4 ). 

Da die Ausübung dieser Tätigkeiten in einigen 
Mitgliedstaaten Fragen des Gesundheitsschutzes be- 
rührt, muß der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit auf diesem Gebiet gemäß Artikel 57 Ab- 
satz 3 des Vertrages eine Koordinierung der Bedin- 


ß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 2 
vom 15. Januar 1962, Seite 36/32 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, Seite 32/62 
:{ ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seite 1880/64 
4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 260/1 


gungen für die Ausübung dieser Tätigkeiten in den 
einzelnen Mitgliedstaaten voraufgehen; diese Koor- 
dinierung ist Gegenstand der Richtlinie des Rates 
vom . . . 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen insoweit 
zu beseitigen, als die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört — - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs aufge- 
führten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— im folgenden Begünstigte genannt — ■ die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten — unter 
den in Anlage I unter Gruppe 392 und in Anlage II 
unter Gruppe aus 612 des Allgemeinen Programms 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit aufgeführten selbständigen Tätigkei- 
ten — * für die Tätigkeiten der Untersuchungen des 
Sehvermögens, die von Optikern im Hinblick auf die 
Herstellung von Brillengläsern durchgeführt werden, 
sowie für die Tätigkeiten der Untersuchung der Seh- 
organe im Hinblick auf die Anpassung und den Ver- 
kauf von Apparaten zur Korrektur von Sehfehlern. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen, die 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter glei- 
chen Bedingungen und mit gleichen Rechten und 
Pflichten wie Inländer im Aufnahmeland nieder- 
zulassen oder dort Dienstleistungen zu erbrin- 
gen; 
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b) aus einer Verwaltungspraxis entstehen, auf 
Grund deren die Begünstigten eine gegenüber In- 
ländern unterschiedliche Behandlung erfahren, 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren insbesondere diejenigen, die in Vorschriften ent- 
halten sind, die eine Niederlassung oder Dienstlei- 
stung der Begünstigten in folgender Weise verbie- 
ten oder beschränken: 

a) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte professionelle'" 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 1965); 

b) in Frankreich: 

durch das Erfordernis einer „carte speciale d'etran- 
ger" (Gesetzdekret vom 12. November 1938, Gesetz 
vom 8. Oktober 1940); 

c) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Ausländern 
erteilten Genehmigungen gemäß Artikel 21 des 
luxemburgischen Gesetzes vom 2. Juni 1962 (Memo- 
rial A Nr. 31 vom 19. Juni 1962). 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorganisa- 
tionen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen in der Berufsorganisation zu 
gelangen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 
der Ausübung öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer oder Handwerks- 
kammer den von dieser Richtlinie Begünstigten nicht 
das Recht auf Teilnahme an der Wahl der Verwal- 
tungsorgane. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 6 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 


keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszuges oder in Ermangelung dessen die 
Vorlage einer von der zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 
landes ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, 
aus denen sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt 
sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstattli- 
che Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß Absatz 1 und 2 abgegebenen Beschei- 
nigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 
drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der vorgenannten Bescheinigungen zuständigen Be- 
hörden und Stellen und unterrichten darüber un- 
verzüglich die übrigen Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den in seinem eigenen Hoheits- 
gebiet ausgestellten Bescheinigungen an. 

Artikel 7 

Die Aufnahmestaaten erkennen den Staatsangehö- 
rigen der anderen Mitgliedstaaten, die die Bedin- 
gungen der Richtlinie des Rates vom . . . über die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 
Augenoptikers erfüllen, das Recht zu, die im Auf- 
nahmeland gültige rechtmäßige Berufsbezeichnung 
und deren Abkürzung zu führen. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
% 
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II. 

Vorschlag einer Richtlinie 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 

Augenoptikers 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit 1 ), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 2 ) r insbesondere auf Abschnitt IV 
Absatz 1; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach den Bestimmungen von Artikel 57 Absatz 1 
sind Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome zu erlassen. Außerdem setzt nach Ar- 
tikel 57 Absatz 3 die Aufhebung der Beschränkun- 
gen für das Gesundheitswesen betreffende Berufe 
eine Koordinierung der Bedingungen für die Berufs- 
ausübung voraus. 

Kraft Gesetzes ist in allen Mitgliedstaaten die 
Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tätig- 
keiten des Augenoptikers vom Besitz eines Diploms, 
Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungs- 
nachweises abhängig. 

Die in den einzelnen Mitgliedstaaten für die 
Augenoptikerausbildung geltenden Bedingungen 
lassen wegen ihrer Unterschiedlichkeit eine gegen- 
seitige Anerkennung nur nach einer vorherigen 
Koordinierung gemäß Artikel 57 Absatz 2 zu. Diese 
Koordinierung erfolgt durch die Richtlinie des Rates 
vom . . . 

Da eine Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome nicht unbedingt die sachliche 
Gleichwertigkeit der Ausbildungsgänge, die zu 
einem solchen Diplom führen, einschließt, darf die 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 

vom 15. Januar 1962, Seite 36/62 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 

vom 15. Januar 1962, Seite 32/62 


dem jeweiligen Ausbildungsgang entsprechende 
Ausbildungsbezeichnung im Aufnahmeland nur in 
der Sprache des Heimatstaates geführt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den anderen 
Mitgliedstaaten ausgestellten und in Artikel 2 die- 
ser Richtlinie aufgeführten Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise nach 
Maßgabe der Bestimmungen von Artikel 3 der Richt- 
linie des Rates vom . . . über die Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tätig- 
keiten des Augenoptikers an und verleiht ihnen in 
seinem Hoheitsgebiet die gleiche Wirkung wie den 
von ihm ausgestellten Befähigungsnachweisen. 


Artikel 2 

Als Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Be- 
fähigungsnachweise im Sinne von Artikel 1 gelten: 

in Deutschland: 

— * der Meisterbrief im Augenoptikerhandwerk; 

— die den Meisterprüfungen gleichgestellten Aus- 
nahmebewilligungen der zuständigen Behörden 
nach § 8 der Handwerksordnung; 

— die nach dem 8. Mai 1945 von den zuständigen 
Stellen der sowjetisch besetzten Zone Deutsch- 
lands und des sowjetischen Sektors in Berlin 
ausgestellten Ausbildungszeugnisse, soweit ih- 
nen eine Bescheinigung der zuständigen Behör- 
den der Länder zur Bestätigung der Gleichwer- 
tigkeit der Zeugnisse mit den obengenannten 
beigefügt ist. 

in Belgien: 

a) Kaufmännische Kenntnisse 

— certificat attestant que l'interesse a suivi, avec 
fruit, les trois premieres annees de l'enseigne- 
ment secondaire dans une section moderne de 
l'enseignement moyen (Prüfungszeugnis, mit dem 
bescheinigt wird, daß der Betreffende die drei 
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ersten Jahre eines neusprachlich-naturwissen- 
schaftlichen Zweiges der höheren Schule mit Er- 
folg besucht hat) ; 

— un diplöme, brevet ou certificat de fin d'etudes 
delivre par une ecole technique ou professionnel- 
le du niveau secondaire inferieur pour autant 
qu'il fasse mention d un cours de commerce et de 
comptabilite (Diplom, Prüfungs- oder Abschluß- 
zeugnis der Unterstufe einer höheren technischen 
Schule oder Berufsfachschule, in dem die Teil- 
nahme an einem kaufmännischen und Buchfüh- 
rungslehrgang bescheinigt wird); 

un diplöme, brevet ou certificat de fin d'etudes 
delivre par un cours technique ou professionnel du 
niveau secondaire inferieur pour autant qu'il 
fasse mention d'un cours de commerce et de 
comptabilite (Diplom oder Zeugnis über den Ab- 
schluß eines Lehrgangs der Unterstufe einer hö- 
heren technischen Schule oder Berufsfachschule, 
in dem die Teilnahme an einem kaufmännischen 
und Buchführungslehrgang bescheinigt wird); 

— un certificat de patronat vise par le Ministre des 
Classes Moyennes (eine vom Ministerium für 
den Mittelstand bestätigte Arbeitgeberbescheini- 
gung) ; 

— le certificat delivre par le jury central prevu ä 
l'article 8 de l'Arrete Royal du 15 avril 1959 (ein 
vom Zentralen Prüfungsausschuß gemäß Artikel 8 
des Königlichen Erlasses vom 15. April 1959 aus- 
gestelltes Zeugnis); 

b) Berufliche Kenntnisse 

— les diplömes, brevets ou certificats de fin d'etu- 
des d'opticien-lunetier delivres dans les memes 
conditions par une ecole ou un cours technique 
ou professionnel du niveau secondaire inferieur 
correspondant ä la profession d'opticien-lunetier 
(Diplom, Prüfungs- und Abschlußzeugnisse für 
Augenoptiker, die unter gleichen Voraussetzun- 
gen nach Abschluß der auf den Augenoptiker- 
beruf zugeschnittenen Unterstufe einer höheren 
technischen Schule oder Berufsfachschule bzw. 
Lehrgangs ausgestellt wurden); 

— le certificat de patronat vise par le Ministre des 
Classes Moyennes, correspondant ä la profession 
d'opticien-lunetier (eine vom Ministerium für 
den Mittelstand bestätigte Arbeitgeberbescheini- 
gung über die Berufsbefähigung zum Augenopti- 
ker); 

— le certificat delivre par le jury central prevu ä 
l'article 8 de l'Arrete Royal du 15 avril 1959 (ein 
vom Zentralen Prüfungsausschuß gemäß Arti- 
kel 8 des Königlichen Erlasses vom 15. April 1959 
ausgestelltes Zeugnis); 

in Frankreich: 

— certificat d'etudes des metiers d'optique (Zeugnis 
über die Ausbildung für den Optikerberuf); 

— brevet professionnel d'opticien-lunetier (Berufs- 
fachschulzeugnis für Augenoptiker) ; 

— brevet de technicien superieur opticien-lunetier 
(höheres Fachschulzeugnis für Augenoptiker); 


— - diplöme d’ingenieur opticien delivre par l'institut 
d'optique theorique et appliquee de Paris (vom 
Institut für theoretische und angewandte Optik 
in Paris verliehenes Optikerdiplom); 

in Italien: 

i diplomi di ottico rilasciati da istituti professionali 
di Stato o altri istituti e scuole legalmente ricono- 
sciuti (von den staatlich anerkannten Fachschulen 
für Augenoptikei verliehene Optikerdiplome); 

in Luxemburg: 

— certificat attestant la reussite ä l'examen de 
maitre-opticien (Zeugnis über die mit Erfolg 
abgelegte Optikermeisterprüfung) ; 

— Meisterbrief im Augenoptikerhandwerk; 

in den Niederlanden: 

a) Kaufmännische Kenntnisse 

Bewijsstukken waaruit het voldoen aan de gestelde 
eisen van handelskennis moet blijken (cfl. Bijlage 
III punt D van de Vestiginswet Bedrijven 1954) 
(Bescheinigung über die verlangten kaufmännischen 
Kenntnisse [vgl. Anhang III Buchstabe D „Vesti- 
gingswet Bedrijven 1954"]); 

b) Berufliche Kenntnisse 

— diploma van vakbekwaamheid voor het opti- 
ciensbedrijf of het meesterdiploma voor het opti- 
ciensbedrijf, afgegeven door de Stichting Neder- 
landse Vakopleiding voor Opticiens (von der 
„Stichting Nederlandse Vakopleiding voor Opti- 
ciens erteilte Berufsbefähigungszeugnisse); 

— eindgetuigschrift van de Christiaan Huygens- 
school, Afdeling Optiek, mits mede ondertekend 
door een gecommitteerde van de Minister van 
Economische Zaken en voorzien van een verkla- 
ring van de directeur van genoemde school, dat 
de houder, na met günstig resultaat de school- 
opleiding gevolgd te hebben, een jaar in het 
opticiensbedrijf werkzaam is geweest (Ab- 
schlußzeugnis der „Christiaan-Huygensschool", 
Fachrichtung Optik, gegengezeichnet von einem 
Beauftragten des Wirtschaftsministeriums und 
versehen mit einer Erklärung des Direktors der 
genannten Schule, wonach der Inhaber mit Erfolg 
am Unterricht teilgenommen hat und ein Jahr 
im Optikerberuf tätig war) ; 

— eindgetuigschrift van de Leidse Instrumentma- 
kersschool, Afdeling Optiek, mits mede onder- 
tekend door een gecommitteerde van de Minister 
van Economische Zaken en voorzien van een 
verklaring van de Stichting Nederlandse Vak- 
opleiding voor Optienciens dat de houder een 
jaar in het opticiensbedrijf werkzaam is geweest 
(Abschlußzeugnis der Leidener Instrumentenher- 
stellerschule, Fachrichtung Optik, gegengezeich- 
net von einem Beauftragten des Wirtschafts- 
ministeriums und versehen mit einer Erklärung 
der „Stichting Nederlandse Vakopleiding voor 
Opticiens", wonach der Inhaber ein Jahr im 
Optikerberuf tätig war); 


5 



Drucksache VI/97 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


— diploma inz. vakbekwaamheid, afgegeven door 
of namens de Vakgroep Opticiens (Ned. Staats- 
courant van 15 September 1966) (Berufsbefähi- 
gungszeugnis, ausgestellt von oder im Namen 
der Fachgruppe Optiker — „Ned. Staatscourant" 
vom 15. September 1966); 

— bewijsstuk afgegeven door de door de Minister 
van Economische Zaken aangewezen Commissie 
van deskundigen voor het opticiensbedrijf, waa- 
ruit blijkt dat de houder met günstig gevolg een 
proef inzake vakbekwaamheid voor het opti- 
ciensbedrijf heeft afgelegd (Bescheinigung des 
vom Wirtschaftsministerium eingesetzten Sach- 
verständigenausschusses für den Optikerberuf, 
aus der hervorgeht, daß der Inhaber die Befähi- 
gungsprüfung für den Optikerberuf mit Erfolg 
abgelegt hat). 

Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat erkennt bei Staatsangehö- 
rigen der anderen Mitgliedstaaten, deren Befähi- 
gungsnachweise vor dem Inkrafttreten der in Ar- 
tikel 1 erwähnten Richtlinie des Rates vom . . . nicht 
den in Artikel 3 der genannten Richtlinie vorgesehe- 
nen Mindestausbildungsanforderungen entsprechen, 
als ausreichenden Nachweis die von diesen Mit- 
gliedstaaten ausgestellten Befähigungsnachweise an, 
sofern ihnen eine Bescheinigung beigefügt ist, in 
der bestätigt wird, daß diese Staatsangehörigen die 
betreffenden selbständigen Tätigkeiten während 
mindestens drei aufeinanderfolgenden Jahren tat- 
sächlich und rechtmäßig ausgeübt haben. 

2. Er kann jedoch verlangen, daß den in Ziffer 1 
genannten Diplomen, Prüfungszeugnissen und son- 
stigen Befähigungsnachweisen eine von den zustän- 
digen Behörden oder Stellen des Heimat- oder Her- 
kunftslandes ausgestellte Bescheinigung beigefügt 
wird, aus der hervorgeht, daß der Inhaber eine 
Zusatzprüfung über die objektiven Verfahren der 
Okularrefraktion mit Erfolg abgelegt hat, wenn das 
in dem Mitgliedstaat, der das betreffende Ausbil- 
dungszeugnis ausgestellt hat, geltende Prüfungspro- 
gramm die genannten Verfahren nicht umfaßt. 

Artikel 4 

Das Aufnahmeland kann von den Staatsangehöri- 
gen der anderen Mitgliedstaaten verlangen, daß sie 
zusammen mit den in Artikel 2 und 3 genannten 
Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen Be- 
fähigungsnachweisen ein Zeugnis der zuständigen 
Behörden ihres Heimat- oder Herkunftsstaates vor- 
legen, in dem bescheinigt wird, daß sie eines der in 
den genannten Artikeln aufgeführten Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise besitzen und daß sie zu diesem Zweck alle in 
ihrem Heimat- oder Herkunftsland geltenden ein- 
schlägigen Ausbildungsbedingungen erfüllt haben. 


Artikel 5 

Die Aufnahmeländer gestatten den Staatsangehö- 
rigen der Mitgliedstaaten, die die Voraussetzungen 
von Artikel 1 und 3 erfüllen, die Führung ihrer im 
Heimat- oder Herkunftstaat gültigen rechtmäßigen 
Ausbildungsbezeichnung und deren Abkürzung in 
der Sprache dieses Staates. Daneben können Name 
und Ort der Lehranstalt oder des Prüfungsausschus- 
ses, die bzw. der diese Berufsbezeichnung verliehen 
hat, aufgeführt werden. 

Artikel 6 

Mit dem Inkrafttreten dieser Richtlinie werden die 
Bestimmungen betreffend die Augenoptiker aufge- 
hoben, die in der Richtlinie des Rates vom 7. Juli 
1964 über die Einzelheiten der Ubergangsmaßnah- 
men auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten 
der be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI- 
Hauptgruppen 23 bis 40 (Industrie und Handwerk) in 
der Fassung der Richtlinie des Rates vom 3. März 
1969 3 ) und in der Richtlinie des Rates vom 15. Ok- 
tober 1968 4 ) über die Einzelheiten der Ubergangs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tä- 
tigkeiten des Einzelhandels (aus CITI-Gruppe 612) 
enthalten sind. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die für die Erteilung 
der in Artikel 3 und 4 genannten Zeugnisse zustän- 
digen Behörden und Stellen und unterrichten dar- 
über unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich hierzu äußern 
kann. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seite 1863/64, und Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 vom 10. März 
1969, Seite 59/8 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 260/6 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 
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III. 

Vorschlag einer Richtlinie 

über die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tätig- 
keiten des Augenoptikers 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buch- 
stabe D, Anlage I Gruppe 392 und Anlage II 
Gruppe 612; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages setzt die 
Aufhebung der Beschränkungen insbesondere für 
die Berufe, die das Gesundheitswesen betreffen, die 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsaus- 
übung in den einzelnen Mitgliedstaaten voraus. 

Um diese Koordinierung im Einklang mit Arti- 
kel 57 Absatz 3 ausreichend zu gestalten, wurde es 
aus Gründen der Volksgesundheit für erforderlich 
erachtet, daß sie sowohl den Tätigkeitsbereich, für 
den die Augenoptiker befugt sein sollen, als auch 
die diesbezüglich an die Ausbildung zu stellenden 
Mindestanforderungen umfassen soll. Außerdem soll 
die Koordinierung der Ausbildungsbedingungen die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der 
Augenoptiker ermöglichen, die mit der Richtlinie 
des Rates vom . . . verwirklicht wurde. 

Zwar hat sich eine Koordinierung im Bereich der 
Ausbildung als notwendig erwiesen, doch schien es 
nicht erwünscht, in allen Mitgliedstaaten ein ein- 
heitliches Ausbildungsprogramm vorzuschreiben. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, Seite 36/62 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, Seite 32/62 


Zur Wahrung der Freiheit der zustänndigen Behör- 
den auf diesem Gebiet soll ein Mindestprogramm 
festgelegt werden, das den Mitgliedstaaten die not- 
wendigen Garantien bietet, damit die gegenseitige 
Anerkennung der diesen Mindestanforderungen ent- 
sprechenden Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise erfolgen kann. 

Es ist dafür zu sorgen, daß dem Berufsausübenden 
innerhalb der Gemeinschaft der gleiche Tätigkeits- 
bereich offensteht; zu diesem Zweck wird auf Grund 
der in Artikel 3 dieser Richtlinie vorgesehenen Ga- 
rantien für die Ausbildung die Okularrefraktion und 
Anpassung von Brillengläsern und Kontaktlinsen 
in den Tätigkeitsbereich einbezogen. Die vom 
Augenoptiker durchzuführenden Sehvermögensprü- 
fungen bilden im Vergleich zu den Untersuchungen 
des Augenarztes weder eine Kontrolle noch eine 
Zweitprüfung, sondern nur eine technische Ergän- 
zung. Um ferner sicherzustellen, daß diese Tätigkei- 
ten nur die Korrektur rein optischer Sehfehler unter 
Ausschluß jeder Behandlung krankhafter Sehschä- 
den umfassen, ist dafür zu sorgen, daß sie unter 
Beachtung einer Berufsordnung ausgeübt werden. 
Betreffen die Tätigkeiten Jugendliche unter 16 Jah- 
ren oder handelt es sich um den Sonderfall der 
Kontaktlinsen, so ist überdies eine ärztliche Ver- 
ordnung vorzuschreiben, um zu verhüten, daß bei 
diesen Untersuchungen eine Krankheitserscheinung 
oder eine Kontraindikation vernachlässigt wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Anwendungsbereich 


Artikel 1 


Als „selbständige Tätigkeiten des Augenoptikers" 
im Sinne dieser Richtlinie gelten die selbständigen 
Tätigkeiten, die in den einzelnen Mitgliedstaaten 
unter folgender Berufsbezeichnung ausgeübt wer- 
den: 


in Deutschland: 
in Belgien: 
in Frankreich: 
in Italinen: 
in Luxemburg: 
in den Niederlanden: 


Augenoptiker, 
opticien-lunetier, 
opticien-lunetier detaillant, 
ottico, 

maitre-opticien, 

opticien. 
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KAPITEL II 

Okularrefraktion 
Brillengläser und Kontaktlinsen 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten gestatten den Augenopti- 
kern, bei denen die in Artikel 3 genannten Ausbil- 
dungsbedingungen erfüllt sind, die Durchführung 
objektiver und subjektiver Untersuchungen des 
Sehvermögens zur Abgabe ausgleichender Gläser, 
die entweder in Brillen gefaßt oder der unmittelba- 
ren Berührung mit dem Auge angepaßt sein können. 

2. Sie sorgen jedoch dafür, daß diese Tätigkeiten 
lediglich in der Korrektur rein optischer Sehfehler 
unter Ausschluß jeder Behandlung krankhafter Seh- 
schäden bestehen und, soweit sie Jugendliche unter 
f6 Jahren betreffen oder die Anpassung in unmit- 
telbarer Berührung mit dem Auge stehender Gläser 
zum Gegenstand haben, nur auf Grund einer höch- 
stens 6 Monate alten ärztlichen Verordnung ausge- 
übt werden dürfen, 

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Tätig- 
keiten unter Beachtung der Berufsordnung ausgeübt 
werden. Sie sorgen überdies durch geeignete Maß- 
nahmen für die Ahndung von Verstößen. 


KAPITEL III 

Ausbildungsbedingungen 
Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten machen die Aufnahme und 
Ausübung der in Artikel 1 definierten selbständigen 
Tätigkeiten des Augenoptikers vom Nachweis einer 
mit Erfolg abgelegten Prüfung abhängig, deren Pro- 
gramm alle in Anlage I aufgeführten Mindestausbil- 
dungsanforderungen erfüllt. 

2. Die Mitgliedstaaten verlangen für die Zulas- 
sung zu dieser Prüfung mindestens entweder eine 
abgeschlossene schulische Ausbildung oder Berufs- 
ausbildung, die nachstehenden Bedingungen ent- 
spricht: 

a) Schulische Ausbildung 

Die Mitgliedstaaten verlangen für den Zugang 
zu diesem Ausbildungsgang mindestens ein allge- 
meines Bildungsniveau, das dem Abschlußzeugnis 
der Unterstufe einer höheren Schule entspricht, und 
legen für die Fachausbildung zum Optiker minde- 
stens zwei Studienjahre fest, in denen der theoreti- 
sche und praktische Unterricht mindestens 2900 Stun- 
den umfaßt, die sich auf die Fächer des Prüfungs- 
programms wie folgt verteilen müssen: 

I. Theoretischer und technischer 

Unterricht 1 800 Std. 

A. allgemeiner und wissen- 
schaftlicher Unterricht: 900 Std. 


B. allgemeiner Fachunter- 
richt: 900 Std. 

II, Praktischer Unterricht und 
Unterricht in der Brillentech- 
nik 1 100 Std. 

Verlangt ein Mitgliedstaat für die Zulassung zu 
diesem Ausbildungsgang ein höheres allgemeines 
Bildungsniveau als das des Abschlußzeugnisses der 
Unterstufe einer höheren Schule, so kann der auf 
900 Stunden festgelegte allgemeine und wissen- 
schaftliche Unterricht in diesem Mitgliedstaat gege- 
benenfalls auf 500 Stunden gekürzt werden. 

b) Berufsausbildung 

Die Mitgliedstaaten verlangen für die Zulassung 
zu diesem Ausbildungsgang ein allgemeines Bil- 
dungsniveau, das mindestens dem Stand bei Ab- 
schluß der in ihrem Land geltenden Schulpflichtzeit 
entspricht, und den Besitz des Optikerlehrabschluß- 
zeugnisses, des Facharbeiterbriefes für Glasoptiker 
bzw. eines Zeugnisses über die mit Erfolg abgelegte 
Gesellenprüfung und setzen für die eigentliche Opti- 
kerausbildung ein mindestens zweijähriges Berufs- 
praktikum fest, das ganztägig bei einem niederge- 
lassenen, von den zuständigen Behörden oder Stel- 
len hierfür befugten Augenoptiker abzuleisten ist 
und außerdem mindestens einmal wöchentlich den 
Besuch einer Optikerschule oder eines Fortbildungs- 
lehrgangs einschließt. 

3. Die Mitgliedstaaten benennen innerhalb der in 
Artikel 5 vorgesehenen Frist die Behörden und Stel- 
len, die für die Erteilung der auf Grund der in Zif- 
fer 1 genannten, mit Erfolg abgelegten Prüfung er- 
worbenen Ausbildungsnachweise und der in Ziffer 2 
Buchstabe b) genannten Befugnis der Augenoptiker 
zuständig sind. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß von den 
Begünstigten der Richtlinie des Rates vom . . ., ins- 
besondere von den Personen, die zugunsten der 
Sozialversicherten tätig werden wollen, zur Auf- 
nahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
des Augenoptikers keine anderen als die in Arti- 
kel 3 genannten Ausbildungsbedingungen oder Be- 
rufspraktika gefordert werden. 

2. Die Mitgliedstaaten können jedoch verlangen, 
daß die Betreffenden 

— zur Aufnahme und Ausübung der selbständigen 
Tätigkeiten des Augenoptikers mindestens 
21 Jahre alt sind; 

— die von Berufsausübenden, die die Voraussetzun- 
gen für die Befugnis im Sinne von Artikel 3 
Buchstabe b) erfüllen, geforderten pädagogischen 
Kenntnisse besitzen, wenn sie Lehrlinge ausbil- 
den wollen. 
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KAPITEL IV 
Schlußbestimmungen 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 


Artikel 6 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich dazu äußern 
kann. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


Prüfungsprogramm 


I. Theoretischer und fachlicher Unterricht 


A. Allgemeiner und wissenschaftlicher Unterricht 

1. Kaufmännische Kenntnisse 

a) Grundbegriffe des Handelsrechts einschließlich 
der Buchführung und des kaufmännischen Rech- 
nens sowie Grundbegriffe des Steuerrechts 

b) Grundbegriffe der Sozialgesetzgebung: Arbeits- 
recht einschließlich der Vorschriften über die Be- 
triebssicherheit und der Vorschriften über die 
Sozialgesetzgebung 


2. Mathematik 

a) Arithmetik 

die vier Grundrechnungsarten — • Merkmale der Teil- 
barkeit — größter gemeinsamer Teiler (GGT) und 
kleinstes gemeinsames Vielfaches (KGV) 

Brüche — • Verhältnisse und Proportionen 

metrisches System 

Zinsrechnung 

arithmetisches, geometrisches und harmonisches Mit- 
tel von 2 Zahlen 

Potenzen — Quadratwurzeln 
Gebrauch von Zahlentafeln 

Grundregeln der Fehlerrechnung (absoluter und re- 
lativer Fehler) 

arithmetische und geometrische Reihen 

Logarithmen — ■ Rechnen mit Logarithmentafeln — 
Rechenschieber 

b) Algebra 

Rechenoperationen mit algebraischen Zahlen 

rationale ganze oder gebrochene algebraische Aus- 
drücke, Rechnungen mit diesen Ausdrücken 

Monome, Polynome, Rechnen mit Monomen und 
Polynomen 

Gleichungen und Ungleichungen 1. und 2. Grades, 
Lösung, Diskussion, Diskussion von Trinomen 

Funktionen 1. und 2. Grades: Zunehmen und Ab- 
nehmen, graphische Darstellung, Gleichungen der 
Geraden und Kurven 

c) Trigonometrie 

Altgrad, Neugrad, Radiant (Bogenmaß), trigonome- 
trische Funktionen, Sinus, Kosinus, Tangens, Kotan- 
gens 


trigononmetrische Beziehungen, Anwendungen, Ge- 
brauch der Tafeln 

Logarithmenrechnung, logarithmische Teilungen 

d) Geometrie 

Gerade: Segment, Winkel, Dreiecke, Vielecke, Mit- 
tellinie, Winkelhalbierende, Mediane, Parallele, 
schiefe Linie, Senkrechte (Definition, Eigenschaften, 
metrische Beziehungen, Gleichheiten, Linien glei- 
chen Abstandes, Symmetrie, geometrischer Ort usw.) 

Kreis: Bogen, Sekante, Winkel, ein- und umbeschrie- 
bene Vielecke, Tangente 

Proportionale: Satz des Thaies, Satz des Pythagoras, 
Anwendungen, Pantograph, Konstruktionsaufgaben, 
Verschneidungslinien 

Flächenberechnungen: Rechteck, Parallelogramm, 
Dreieck, Trapez, regelmäßige Vielecke, Kreis, Kreis- 
sektor, Kreissegment 

Ebene: Gerade und Flächen, parallele Flächen, senk- 
rechte Flächen, Winkel zwischen 2, 3 und mehr 
Ebenen 

Rauminhalt: Prisma, Parallelepiped, Pyramide, Zy- 
linder, Kegel, Kugel, Pyramidenstumpf, Kegel- 
stumpf, Kugelsegment (Definition, Eigenschaften, 
Rauminhalt, Seitenflächen, Anwendung auf Linsen) 

Kegelschnitte: Ellipse: Umriß, Definition und Kon- 
struktion der Krümmungszentren am Scheitel, Fläche 
der dioptrischen Ebene, Rotationsellipsoid, ellipti- 
scher Spiegel 

Hyperbel, Hyperboloid: Newtonsche Beziehung; Pa- 
rabel 


3. Physik 
a) Mechanik 

Kräfte: Maß, graphische Darstellung, Aktion, Reak- 
tion, Belastungen, Gewicht, Masse 

gleichgerichtete Kräfte, parallele Kräfte, entgegen- 
gerichtete Kräfte, Kräftepaare, Zusammensetzung, 
Zerlegung von Kräften 

konstante Kräfte, veränderliche Kräfte 
Arbeitseinheiten 

kinetische Energie, potentielle Energie, mechanische 
Energie 

Leistung, Einheiten 

Bewegungslehre (Kinematik) 

Bewegung eines Punktes: Bezugspunkt, Bahn, Raum, 
Zeit, Dauer, Einheiten, Kennzeichnung der Lage mit- 
tels Ortsvektor 
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geradlinige Bewegung, gleichförmige Bewegung, un- 
gleichförmige Bewegung, beschleunigte Bewegung, 
Bewegungsdiagramme 

Kreisförmige Bewegung: Kreisbahngeschwindigkeit, 
lineare Geschwindigkeit, Winkelgeschwindigkeit, 
Beschleunigung 

Geschwindigkeitsvektor, Beschleunigungsvektor: 
Definition, Zerlegung 

Bewegung in der Ebene: Definition, Zusammenset- 
zung, Zerlegung, Rotation, Verschiebung 

b) Elektrizität 

allgemeine Eigenschaften des elektrischen Stromes: 
Menge, Stärke, Widerstand, Potentialdifferenz, Jou- 
lesches Gesetz, Ohmsches Gesetz, elektromotorische 
Kraft, gegenelektromotorische Kraft, Prinzipe elek- 
trischer Elemente und Akkumulatoren 

Magnetismus und Elektromagnetismus: permanente 
Magnete, Magnetfeld, Induktion und Permeabilität, 
elektromagnetische Induktion, Selbstinduktion, 
Grundgesetze, Galvanometer, Amperemeter, Volt- 
meter 

Gleichstrommaschinen, Dynamomaschine, Motoren 
mit Fremderregung 

Wechselstrom: Definition, Eigenschaften, Vergleich 
mit dem Gleichstrom, Stärke, Leistung 

Kondensatoren 

Grundbegriffe des Drehstroms und der Drehfelder 

Wechselstromgenerator und Motoren für Ein- oder 
Mehrphasenstrom 

Transformatoren 

Photozellen 

Grundbegriffe der Elektronik 

c) Hydrostatik 

allgemeine Eigenschaften der Flüssigkeiten 
Grundbegriffe des Drucks, Pascalsches Theorem, 
Archimedisches Prinzip 

hydraulische Presse, Prinzip des Druckspeichers und 
des hydraulischen Krafthebers 

Aerometer, Dichtemesser, Alkoholmesser 

d) Statik gasförmiger Körper 

allgemeine Eigenschaften der Gase, Vergleich mit 
denen der Flüssigkeiten 

atmosphärischer Druck: Existenz, Maß, Veränderun- 
gen (Barometer, Lesen einer Isobarenkarte) 

Gasdruck, Luftdruck- und Federmanometer 

Archimedisches Prinzip: Anwendungen 

Kompressibilität, Mariottesches Gesetz 


e) Wärme 

Temperaturtabellen, verschiedene Thermometerarten 

Messen hoher und tiefer Temperaturen, Prinzip der 
gewöhnlichen Pyrometer 

Ausdehnung fester, flüssiger und gasförmiger Kör- 
per, Ausdehnungskoeffizient, Messung, Gay-Lussac- 
sches Gesetz 

ideale Gasgleichung, Volumenänderungen und An- 
wendungen 

Dichte und Masse eines Gases 

Wärmemenge, Einheiten. Messung, spezifische 
Wärme 

Heizwert 

Schmelzen und Erstarren: Schmelztemperatur, Volu- 
menänderungen, Einfluß des Drucks, Schmelzwärme 

Auflösung fester Körper: Löslichkeitskoeffizient und 
-kurve, Erstarrungskurve, eutektischer Punkt 

Verdampfung und Verflüssigung: gesättigter Dampf, 
Verdampfungswärme 

Verdunstung, hygrometrischer Zustand der Luft, 
Hygrometer 

Sieden, Gesetze, Druckkocher, Eindickungsapparate 

Destillation eines Gemisches aus zwei Flüssigkeiten 

Wärmeaufbereitung durch Leitung, Konvektion und 
Strahlung; thermische Isolierung 

Beispiele für die Umwandlung mechanischer Arbeit 
in Wärme und der Wärme in mechanische Arbeit; 
zahlenmäßiger Wert des mechanischen Wärmeäqui- 
valents 


4. Chemie 

a) Allgemeine Chemie 
Grundbegriffe der Atomtheorie 

chemische Formeln, chemische Zeichen der Elemente 

Atomgewicht, periodisches System von Mendelejew, 
Wertigkeit 

b) Nichtmetalle 

Oxyd, Oxydation, Verbrennung 
Wasserstoff, Reduktionsvermögen 
Wasser, Zusammensetzung, Analyse, Synthese 
Luft, Edelgase 

Chlor, Chlorwasserstoffsäure, Meersalz 
Schwefel, Verbindungen, Anwendungen 
Phosphor 

Kohlenstoff und seine Verbindungen 
Silizium, Silikate, Gläser 
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c) Metalle 

allgemeine Eigenschaften, Legierungen, Verbindun- 
gen, Salze 

Kalium, Natrium, Kalzium 

Eisen, Aluminium, Magnesium, Kupfer, Blei, Zinn, 
Zink, seltene Metalle, Edelmetalle 

d) Organische Chemie 

allgemeine Begriffe 
einige einfache Substanzen 
Kunststoffe 
Brennstoffe 

5. Technisches Zeichnen 

Darstellungsnormen, Zeichnungsnormen, Maßein- 
tragung 

Gebrauch der Instrumente 

Konstruktion von Strahlengängen der geometrischen 
Optik, Abbildungen, Brennpunkte 

Zeichnung von Brillenfassungen, Maße 

graphische Untersuchung der Korrektur von Fehl- 
sichtigkeit 

Skizzen, Maßzeichnungen, Kavalierperspektive und 
axometrische Perspektive 

Zeichnung von mechanischen Bauteilen, die bei der 
Konstruktion der gewöhnlichen optischen Instru- 
mente verwendet werden 


6 . Werkstoffkunde 

Kenntnis der Herkunft und der Eigenschaften der 
in der Optik verwendeten Werkstoffe: 

— Glas 

— metallische Werkstoffe 

— Kunststoffe 

7. Geometrische Optik 

Natur, Entstehung und Fortpflanzung des Lichtes 

Lichtreflexion, insbesondere Entstehung des Bildes 
in ebenen, konkaven und konvexen Spiegeln, Brech- 
kraft, Dioptrie, Gesetze, Darstellungen, Berechnun- 
gen, Winkelspiegel 

Brechung, Prismen, insbesondere Anwendung der 
Brechungsgesetze auf die planparallele Platte 

sphärischer Diopter, konzentrische Systeme 

Linsen — sphärische Sammel- und Zerstreuungs- 
linsen 

— astigmatische Linsen 
- — dicke Linsen 
— Linsensysteme 


Grundbegriffe der Streuung und Abbildungsfehler 
von Linsen, insbesondere 

— chromatische Aberration, Spektralanalyse, Ab- 
besche Zahl 

— sphärische Aberration, Koma, Astigmatismus, 
Bildfeldwölbung, Verzerrung 

— Grundkenntnisse der Photometrie 

8. Rechts - und Verwaltungsvorschriften für den 
Beruf 


B. Allgemeiner Fachunterricht 

1. Physikalische Optik 

Wellentheorie 
Interferenz des Lichtes 
Beugung 
Polarisation 

2. Optische und dazugehörige Instrumente 
Lupe 

einfaches und zusammengesetztes Mikroskop 
Fernrohre, Teleskope, Feldstecher, Fernrohrbrillen 
Photo- und Projektionsapparate 

optische Instrumente zur Bestimmung der Brechung 
und zur Anpassung von Kontaktlinsen an das Auge: 
Scheitelbrechwertmesser, Optometer, Phoroptor, Re- 
fraktometer, Ophthalmometer, Skiaskop, Sehproben, 
Probierbrille, Pupillenmesser, Placidoscheibe, Rönt- 
genoskop, Spaltlampe, Ultraviolettlampe 

meteorologische Instrumente wie Hygrometer, Baro- 
meter, Thermometer 

3. Physiologische Optik und Optometrie 

Anatomie des Auges, Kenntnisse der Augenkrank- 
heiten 

Biologie und Physiologie des Auges, insbesondere 

— Physiologie des unbewegten Auges: Akkomoda- 
tion und Adaptation 

— Physiologie des bewegten Auges 
— - Physiologie des binokularen Sehens 

Kenntnis der Fehlsichtigkeit und des Augenmuskel- 
gleichgewichts im Hinblick auf ihre Korrektur: 

— Normalsichtigkeit (Emmetropie) und Fehlsichtig- 
keit (Ametropie) 

— Übersichtigkeit (Hypermetropie) 

— - Kurzsichtigkeit (Myopie) 
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— Astigmatismus 

— Weitsichtigkeit (Presbytie) 

— Aphakie 

— Aniseikonie 

— Schielen (Strabismus) und Heterophorie 

— Orthoptik 

Meß- und Prüfungsverfahren zur Augenunter- 
suchung: 

— subjektive Verfahren: 

— Dondersverfahren, regressives Verfahren, 
Kreuzzylinderverfahren, Simultantest 

— Korrektur des Astigmatismus 
— Bestimmung der Refraktion 

— objektive Verfahren: 

— Skiaskopie 

— Ophthalmometrie — Refraktometrie 
— Grundlagen der Ophthalmoskopie 

Meßverfahren für die Heterophorie und das Augen- 
muskelgleichgewicht 

Verfahren zur Messung und Berechnung der Kon- 
taktlinsen, physikalische und physiologische Anpas- 
sung der Kontaktlinsen, Untersuchung der Bilder 
unter Fluoreszein 

Kenntnis der Korrektions- und Schutzgläser: 

— korrigierende Augengläser: 

— sphärische Gläser 

— astigmatische Gläser 


— prismatische Gläser 
— Fehler der Gläser bei Schrägsicht 
— Zweistärken- und Vielstärkengläser 
— Spezialgläser 
— Kontaktlinsen 

— Gläser und Geräte für ungleiche Fehlsichtig- 
keit (Anisometropie) 
Ungleichheit der Netz- 
hautbilder (Anisei- 
konie) 

Amblyopie 
geringe Sehschärfe 

— Schutzgläser, insbesondere gefärbte Gläser, ab- 
sorbierende Gläser und Sonnenschutzgläser 


II. Praktischer Unterricht und Brillentechnik 

Kenntnis der in der Optik verwendeten Instrumente 
und Geräte 

Anfertigung der korrigierenden Augengläser 

Schutzgläser 

Glasfehler 

Überprüfung der Gläser 

verschiedene Bearbeitungen, insbesondere Bearbei- 
tung der Brillenfassungen und der Gläser 

Lesen, Auslegung und Ausführung der Rezepte 
Einsetzen der Brillengläser 
Anpassen der fertigen Brillen 

Anpassen und technische Korrekturen an Kontakt- 
linsen 
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IV. 

Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
für die Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
von Gesellschaften, deren Gesellschaftszweck die Tätigkeiten 
des Augenoptikers umfaßt 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D, 
Anlage I Gruppe 392 und Anlage II Gruppe 612; 

gestützt auf das Allgemeine Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 57 Abs. 3 des Vertrages setzt die 
Aufhebung der Beschränkungen insbesondere für die 
Berufe, die das Gesundheitswesen betreffen, die 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsaus- 
übung in den einzelnen Mitgliedstaaten voraus. 

Die Richtlinie des Rates vom . . . zur Koordinie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tä- 
tigkeiten des Augenoptikers gilt nur für natürliche 
Personen, welche die Tätigkeiten des Augenopti- 
ker haupt- oder nebenberuflich ausüben; in der glei- 
chen Richtlinie ist bereits bestimmt, was in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten unter „Tätigkeit des Augen- 
optikers" zu verstehen ist. 

In einigen Mitgliedstaaten liegen Ausbildungs- 
bedingungen oder Vorschriften für die personelle 
Zusammensetzung der Gesellschaften vor, die die 
betreffenden Tätigkeiten ausüben; deshalb muß die 
Koordinierung dieser Bedingungen oder Vorschrif- 
ten vorgesehen werden. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 


Da es sich um Verantwortlichkeiten handelt, die 
auch Personen obliegen können, die verschiedene 
Tätigkeiten ausüben, ist es für eine ordnungsgemäße 
Anwendung dieser Richtlinien geboten, zu diesem 
Punkt die erforderlichen Klarstellungen zu geben — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß jede Ge- 
sellschaft, Agentur, Tochtergesellschaft oder Zweig- 
niederlassung, die die Tätigkeiten des Augen- 
optikers im Sinne von Artikel 1 der Richtlinie des 
Rates vom . . . ausübt, ständig über mindestens 
einen Augenoptiker verfügt, der die Vorschriften 
der Richtlinie vom . . . erfüllt, in denen erstens die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 
Augenoptikers und zweitens die Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Auf- 
nahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
des Augenoptikers geregelt werden. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der in Ar- 
tikel 1 genannte Augenoptiker gegenüber den zu- 
ständigen Behörden und Stellen für die ihm gemäß 
Artikel 1 übertragenen Tätigkeiten haftet. 


Artikel 3 

Der in Artikel 1 genannte Augenoptiker hat seine 
Tätigkeiten selbst auszuführen. Er darf sich gege- 
benenfalls von angestellten Augenoptikern helfen 
lassen, die im Sinne von Artikel 2 haftbar sind. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines Jahres 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 
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Artikel 5 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich dazu äußern 
kann. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


A. Richllinienvorschlag über die Verwirklichung der | 

Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- ; 

stungsverkehrs für einige selbständige Tätigkeiten 
des Augenoptikers 

1. Ziel der Richtlinie 

1. Am 7. Juli 1964 hat der Rat eine Richtlinie über 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selb- 
ständge Tätigkeiten der be- und verarbeitenden 
Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 (Indu- 
strie und Handwerk) *) erlassen. 

Unter den Anwendungsbereich der Richtlinie fällt 
unter anderem die zur Gruppe 392 gehörende 
Tätigkeit der Herstellung optischer Instrumente. 
Vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausge- 
nommen ist jedoch die „Untersuchung des Seh- 
vermögens, die durch Optiker im Hinblick auf die 
Herstellung von Brillengläsern durchgeführt 
wird". 

Mit dieser Ausnahme sollten industrielle, hand- 
werkliche und kaufmännische Tätigkeiten, die 
aus Gründen der Volksgesundheit Sondervor- 
schriften erfordern, bis zu einer Regelung in spä- 
ter zu erlassenden Richtlinien zurückgestellt 
werden. 

2. Am 15. Oktober 1968 hat der Rat eine Richtlinie 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die selbständigen Tätigkeiten des Einzelhandels 
(aus CITI-Gruppe 612) 2 ) erlassen. 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie war zu 
klären, ob die Tätigkeit des Augenoptikers in 
die Richtlinie aufgenommen werden durfte. Die 
bereits bei der Herstellung vorgesehene Aus- 
nahme müßte nämlich aus den gleichen Gründen 
auf der Einzelhandelsstufe wieder erscheinen. In 
diesem Falle mußte jedoch der Wortlaut der 
Ausnahmebestimmung genauer gefaßt werden, 
da er nicht nur den Augenoptiker, sondern eine 
Reihe von Einzelhandelstätigkeiten betraf, bei 
denen Gesundheitsfragen eine Rolle spielen. Da- 
her lautet die Ausnahmevorschrift wie folgt: 

„Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
Untersuchungen der Seh- oder Hörorgane bzw. an- 
derer Organe oder Teile des menschlichen Kör- 
pers, die im Hinblick auf die Anpassung und den 
Verkauf von Apparaten zur Korrektur von Seh- 
oder Hörfehlern oder von orthopädischen Gerä- 
ten durchgeführt werden." 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seite 1880 64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 260/1 


3. Nach den vorstehenden Ausführungen bezweckt 
der vorliegende Richtlinienvorschlag die Liberali- 
sierung der spezifischen Tätigkeiten des Augen- 
optikers, und zwar auf dem Gebiet der Herstel- 
lung (Industrie und Handwerk) und auf dem Ge- 
biet des Handels die — wie oben dargelegt — 
von den früheren einschlägigen Richtlinien aus- 
geschlossenen Tätigkeiten. 

Nach Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 
des Vertrages hat der Rat den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß und das Europäische Parlament 
zu hören, bevor er die Richtlinie mit qualifizier- 
ter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfling der Artikel 

A r t i k e 1 2 

Zur Bestimmung des Anwendungsbereiches der 
Richtlinie griff man auf den Wortlaut der vom Rat 
bereits erlassenen Richtlinien zurück, in denen be- 
stimmte Tätigkeiten ausgeschlossen waren. 

Es muß nämlich sichergestellt werden, daß sich der 
Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie mit 
den in den bereits erlassenen Richtlinien genannten 
Ausnahmen deckt. 

Artikel 3 

Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehören 
insbesondere die Bestimmungen, die in Frankreich 
Ausländer von der Verlängerung gewerblicher Miet- 
verträge und vom Kündigungsrecht des Eigentümers 
ausschließen. In Artikel 3 muß eine solche Regelung 
behandelt werden, die gegenüber den Angehörigen 
der übrigen Mitgliedstaaten, die sich in Frankreich 
niederlassen, diskriminierend ist. 

Artikel 4 

Der Artikel soll es den von dieser Richtlinie Begün- 
stigten ermöglichen, unter gleichen Bedingungen und 
mit gleichen Rechten und Pflichten wie Inländer den 
Berufsorganisationen beizutreten. 

Ziffer 2 wurde zur Durchführung von Titel III Buch- 
stabe A Ziffer 1 des Allgemeinen Programms „Nie- 
derlassung" aufgenommen. Bei den Dienstleistungen 
entspricht das Grundprinzip dem der früher vom Rat 
erlassenen Richtlinien. 

Artikel 6 

Artikel 6 behandelt die an die Aufnahme der betref- 
fenden Tätigkeiten zu stellenden Voraussetzungen 
der persönlichen Zuverlässigkeit, den Nachweis, 
daß kein Konkurs erfolgt ist, sowie den Nachweis 
der finanziellen Leistungsfähigkeit. 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/97 


Hauptzweck dieser für die freien Berufe besonders 
wichtigen Vorschriften ist es r den Mitgliedstaaten 
bei der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
die notwendigen Sicherheiten für Sittlichkeit und be- 
rufliche Zuverlässigkeit zu verbürgen. Diese Bestim- 
mungen stützen sich grundsätzlich auf das Ver- 
trauen, das sich die Mitgliedstaaten entgegenbrin- 
gen, indem sie die im Aufnahmeland verlangten Ur- 
kunden gegenseitig anerkennen. 

Artikel 7 

Den Begünstigten muß die Führung der Berufsbe- 
zeichnung des Aufnahmelandes ermöglicht werden, 
da die Ausübung der Tätigkeiten behindert würde, 
wenn die Berufsbezeichnung nicht geführt werden 
dürfte. Diese Vorschrift mußte daher in die Richt- 
linie aufgenommen werden. 


B. Richtlinienvorschlag über die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise des Augenoptikers 

1. Ziel der Richtlinie 

Anwendungsbereich 

1. Am 7. Juli 1964 hat der Rat eine Richtlinie über 
die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen auf 
dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der 
be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI-Haupt- 
gruppen 23 bis 40 (Industrie und Handwerk) 3 ) 
erlassen. 

Unter den Anwendungsbereich der Richtlinie 
fällt unter andern die zur Gruppe 392 gehörende 
Tätigkeit der Herstellung optischer Instrumente. 
Vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausge- 
nommen ist jedoch die „Untersuchung des Seh- 
vermögens, die durch Optiker im Hinblick auf 
die Herstellung von Brillengläsern durchgeführt 
wird". 

Mit dieser Ausnahme sollten industrielle, hand- 
werkliche und kaufmännische Tätigkeiten, die 
aus Gründen der Volksgesundheit Sondervor- 
schriften erfordern, bis zu einer Regelung in 
später zu erlassenden Richtlinien zurückgestellt 
werden. 

2. Am 15. Oktober 1968 hat der Rat eine Richtlinie 
über die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten des 
Einzelhandels 4 ) erlassen. 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie war zu 
klären, ob die Tätigkeit des Augenoptikers in 
die Richtlinie aufgenommen werden durfte. Die 
bereits bei der Herstellung vorgesehene Aus- 
nahme müßte nämlich aus den gleichen Gründen 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seite 1863/64 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 

vom 22. Oktober 1968, Seite 260/6 


auf der Einzelhandelsstufe wieder erscheinen. In 
diesem Fall mußte jedoch der Wortlaut der Aus- 
nahmebestimmungen genauer gefaßt werden, da 
er nicht nur den Augenoptiker, sondern eine 
Reihe von Einzelhandelstätigkeiten betraf, bei 
denen Gesundheitsfragen eine Rolle spielen. Da- 
her lautet die Ausnahmevorschrift wie folgt: 

„Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
Untersuchungen der Seh- oder Hörorgane bzw. 
anderer Organe oder Teile des menschlichen Kör- 
pers, die im Hinblick auf die Anpassung und den 
Verkauf von Apparaten zur Korrektur von Seh- 
oder Hörfehlern oder von orthopädischen Gerä- 
ten durchgeführt werden." 

3. Infolge des umfassenderen Ausschlusses einiger 
Einzelhandelstätigkeiten von der Niederlassungs- 
freiheit stimmte der Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie nicht mehr mit dem der in Ziffer 5 ) ge- 
nannten Richtlinie über die Niederlassungsfrei- 
heit für die be- und verarbeitenden Gewerbe 
überein; deshalb hat der Rat am 3. März 1969 
eine weitere Richtlinie (1) zur Änderung der 
Richtlinie des Rates vom 7. Juli 1964 (64/427/ 
EWG) über die Einzelheiten der Ubergangsmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der be- und verarbeitenden Gewerbe der 
CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 erlassen. 

Die Richtlinie bezweckt, den Anwendungsbereich 
der in Ziffer 1 genannten Richtlinie nachträglich 
einzuschränken, und nimmt von ihr die in Ziffer 2 
genannten Tätigkeiten aus. Sie sorgt jedoch da- 
für, daß die Rechte der Personen, die auf Grund 
der Richtlinie in den Genuß der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
gekommen sind, gewahrt werden. 

4. Der vorliegende Richtlinienvorschlag erfaßt alle 
Tätigkeiten im Bereich des Augenoptikers: Her- 
stellung (Industrie und Handwerk), Einzelhandel 
und spezifische Tätigkeit des Augenoptikers. Mit 
der Einführung von Bestimmungen über die ge- 
genseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
tritt der Vorschlag an die Stelle der vorerwähn- 
ten einschlägigen Ubergangsmaßnahmen. 

Bedeutung 

Die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
des Augenoptikers erstreckt sich auf die beiden in 
den Mitgliedstaaten für Augenoptiker geltenden 
Ausbildungsformen : 

— erstens schulische Ausbildung, 

— zweitens berufliche Ausbildung. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß es sich mit dem Erlaß 
dieser Richtlinie zugleich als notwendig erwies vor- 
zusehen, daß die Mitgliedstaaten ihre Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Verleihung der 


•'3 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 
vom 10. März 1969, Seite 59/8 
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Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise des Augenoptikers an die Mindest- 
ausbildungsanforderungen im Sinne der Richtlinie 
des Rates vom . . . über die Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Auf- 
nahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
des Augenoptikers angleichen. Daher wird in der 
vorliegenden Richtlinie auf den einen oder anderen 
Artikel dieser Richtlinie verwiesen, um hervorzu- 
heben, unter welchen Bedingungen die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise des Augenoptikers 
erfolgen muß. 

Da die Ausbildungsbedingungen für die Aufnahme 
und Ausübung der unselbständigen Augenoptiker- 
tätigkeiten in allen Mitgliedstaaten die gleichen sind 
wie für die Aufnahme und Ausübung der selbständi- 
gen Tätigkeiten des Augenoptikers, schien es an- 
gebracht, diese Richtlinie so abzufassen, daß ihre Be- 
stimmungen sowohl für die unselbständigen als auch 
für die selbständigen Augenoptiker gelten. 

Es ist hervorzuheben, daß für die unselbständigen 
Augenoptiker auf Grund und nach Maßgabe der 
Verordnungen über die Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer bereits Freizügigkeit besteht 6 ). Da diese Ver- 
ordnungen aber das Problem der gegenseitigen An- 
erkennung der Diplome nicht gelöst haben, wird die 
Freizügigkeit der unselbständigen Augenoptiker nun 
dadurch erleichtert, daß die vorliegende, im Rahmen 
des Niederlassungsrechts für die selbständigen 
Augenoptiker erlassene Richtlinie auch auf sie aus- 
gedehnt wird. 

Gemäß Artikel 57 des Vertrages hat der Rat das 
Europäische Parlament zu hören, bevor er die Richt- 
linie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 und 2 

Die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise des Augenoptikers, welche die 
Mitgliedstaaten auf Grund von Artikel 1 gegenseitig 
anerkennen, sind in dem Verzeichnis in Artikel 2 
aufgeführt. 

In Belgien und den Niederlanden werden zur Be- 
scheinigung der kaufmännischen und der beruflichen 
Kenntnisse je nach Sachlage in gewissen Fällen oder 
generell gesonderte Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstige Befähigungsnachweise erteilt. Daher enthält 
Artikel 2 bei den genannten Mitgliedstaaten zur 
Unterscheidung zwischen kaufmännischen und be- 
ruflichen Kenntnissen zwei getrennte Rubriken. 

Artikel 3 

Artikel 3 betrifft nur die Berufsangehörigen, die ihr 
Abschlußzeugnis über die Augenoptikerausbildung 
vor Inkrafttreten dieser Richtlinie in Mitgliedstaaten 
erworben haben, deren Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften die in der in Artikel 1 genannten Richt- 

fi ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, Seite 257/2 


linie festgesetzten Mindestausbildungsanforderun- 
gen nicht erfüllen. 

In diesem Zusammenhang wurde beschlossen, neben 
den im Heimat- oder Herkunftsland ausgestellten 
Ausbildungsnachweisen eine Bescheinigung über 
eine bestimmte, unter Aufsicht erworbene praktische 
Erfahrung als ausreichenden Nachweis anzuerken- 
nen. 

Erstreckte sich das in einem solchen Staat geltende 
Prüfungsprogramm jedoch nicht auf die objektiven 
Verfahren der Okularrefraktion, so ist vorgesehen, 
daß das Aufnahmeland von den Begünstigten ein 
Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonstigen er- 
gänzenden Befähigungsnachweis über dieses Fach 
verlangen kann, wenn sie den Zugang zum Tätig- 
keitsbereich des Augenoptikers anstreben, wie er in 
Artikel 2 der Richtlinie zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Augenoptikers definiert 
ist. Die Vorschrift ist geeignet, dem Aufnahmestaat 
alle Sicherheiten zu bieten, die er berechtigterweise 
verlangen kann, weil die Prüfung der Okularrefrak- 
tion eine die Volksgesundheit berührende Tätigkeit 
darstellt. 

Artikel 5 

Da die Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome nicht die absolute „akademische" 
Gleichwertigkeit der Diplome zur Folge hat, ist die 
Ausbildungsbezeichnung des Heimatlandes im Auf- 
nahmestaat in der Sprache des Heimatstaates und 
mit entsprechenden Erläuterungen zu führen. 

Artikel 6 

Die Übergangsbestimmungen für die Tätigkeiten des 
Augenoptikers gemäß der Richtlinie des Rates vom 
7. Juli 1964 in der Fassung der Richtlinie vom 
3. März 1 969 7 ) und der Richtlinie des Rates vom 
15. Oktober I960 8 ) sind aufzuheben, da die vorlie- 
gende Richtlinie endgültige Vorschriften für die ge- 
nannten Tätigkeiten enthält. 


C. Richtlinienvorschlag über die Koordinierung der 

Rechts- und Verwaltungs Vorschriften für die Auf- 
nahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
des Augenoptikers 

1. Ziel der Richtlinie 

Anwendungsbereich 

1. Am 7. Juli 1964 hat der Rat eine Richtlinie über 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selb- 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seite 1863/64 und Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 vom 10. März 
1969, Seite 59 8 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 260/6 
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ständige Tätigkeiten der be- und verarbeitenden 
Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 (Indu- 
strie und Handwerk) und eine weitere Richtlinie 
mit Ubergangsmaßnahmen für das gleiche Ge- 
biet 9 ) erlassen. 

Unter den Anwendungsbereich der genannten 
Richtlinie fällt die zur Gruppe 392 gehörende 
Tätigkeit der Herstellung optischer Instrumente. 
Vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausge- 
nommen ist jedoch die „Untersuchung des Seh- 
vermögens, die durch Optiker im Hinblick auf 
die Herstellung von Brillengläsern durchgeführt 
wird". 

Mit dieser Ausnahme sollten industrielle, hand- 
werkliche oder kaufmännische Tätigkeiten, die 
aus Gründen der Volksgesundheit Sondervor- 
schriften erfordern, bis zu einer Regelung in spä- 
ter zu erlassenden Richtlinien zurückgestellt 
werden. 

2. Am 15. Oktober 1968 hat der Rat zwei Richt- 
linien, und zwar eine über die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Einzelhandels (aus CITI-Gruppe 612), 
die zweite über die Einzelheiten der Übergangs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen 
Tätigkeiten des Einzelhandels 10 ), erlassen. 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinien war zu 
klären, ob die Tätigkeit des Augenoptikers in die 
Richtlinie aufgenommen werden durfte. Die be- 
reits bei der Herstellung vorgesehene Ausnahme 
müßte nämlich aus den gleichen Gründen auf der 
Einzelhandelsstufe wieder erscheinen. In diesem 
Fall mußte jedoch der Wortlaut der Ausnahme- 
bestimmungen genauer gefaßt werden, da er 
nicht nur den Augenoptiker, sondern eine Reihe 
von Einzelhandelstätigkeiten betraf, bei denen 
Gesundheitsfragen eine Rolle spielen. Daher 
lautet die Ausnahmevorschrift wie folgt: 

„Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
Untersuchungen der Seh- oder Hörorgane bzw. 
anderer Organe oder Teile des menschlichen 
Körpers, die im Hinblick auf die Anpassung und 
den Verkauf von Apparaten zur Korrektur von 
Seh- oder Hörfehlern oder von orthopädischen 
Geräten durchgeführt werden." 

3. Infolge des umfassenderen Ausschlusses einiger 
Einzelhandelstätigkeiten von der Niederlassungs- 
freiheit stimmte der Anwendungsbereich dieser 
Richtlinien nicht mehr mit dem der in Ziffer 1 
genannten Richtlinie über die Niederlassungs- 
freiheit für die be- und verarbeitenden Gewerbe 
überein; deshalb hat der Rat am 3. März 1969 eine 
weitere Richtlinie n ) zur Änderung der Richtlinie 
des Rates vom 7. Juli 1964 (64/427/EWG) über 
die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen auf 


H ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seiten 1863/64 und 1880/64 
10 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seiten 260/1 und 260/6 
u ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 
vom 10. März 1969, Seite 59/8 


dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der 
be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI- 
Elauptgruppen 23 bis 40 erlassen. 

Die Richtlinie bezweckt, den Anwendungsbereich 
der in Ziffer 1 genannten Richtlinie nachträglich 
einzuschränken, und nimmt von ihr alle in Zif- 
fer 2 genannten Tätgkeiten aus. 

4. Der vorliegende Richtlinienvorschlag betrifft alle 
Tätigkeiten im Bereich des Augenoptikers — 
Herstellung (Industrie und Handwerk), Einzel- 
handel oder spezifische Tätigkeit des Augen- 
optikers — , soweit sie von natürlichen Personen 
ausgeübt werden. Ein gesonderter Richtlinien- 
vorschlag regelt für den gleichen Bereich den Fall 
der juristischen Personen. 


Bedeutung 

Mit dieser Richtlinie soll eine Koordinierung der Be- 
dingungen für die Berufsausübung natürlicher Per- 
sonen in dem Umfang verwirklicht werden, der vor 
der Aufhebung der Beschränkungen für die von den 
genannten Richtlinien des Rates ausgeschlossenen 
Tätigkeiten des Augenoptikers erforderlich und aus- 
i reichend ist. 

Zumindest in einigen Mitgliedstaaten wirft die Aus- 
übung der genannten Tätigkeiten Fragen des Ge- 
sundheitsschutzes auf. Nach Artikel 57 Absatz 3 des 
Vertrages setzt die Aufhebung der betreffenden Be- 
schränkungen die Koordinierung der Bedingungen 
für die Ausübung in den einzelnen Mitgliedstaaten 
voraus. 

Da hier zahlreiche Ausübungsbedingungen hinein- 
spielen, wirft ihre Koordinierung ein schwieriges 
Problem auf. Vor allem ist darauf hinzuweisen, daß 
die Bedingungen für die Ausübung des Augen- 
optikerberufes zum großen Teil vom Aufbau der 
Sozialversicherungssysteme abhängen, die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten in ihren Anwendungs- 
modalitäten und ihren Grundsätzen sehr unter- 
schiedlich sind. Die Koordinierung der Bedingungen 
für die Berufsausübung ist daher ein äußerst viel- 
schichtiges Problem, solange die Systeme der sozia- 
len Sicherheit nicht harmonisiert sind. 

Die vorliegende Richtlinie nimmt gemäß Artikel 57 
Absatz 3 des Vertrages die dort vorgesehene Ko- 
ordinierung insoweit vor, als dies vor der Liberali- 
sierung der Tätigkeiten des Augenoptikers, die 
noch zu erfolgen hat und die Gegenstand der Richt- 
linie des Rates vom . . . ist, notwendig und ausrei- 
chend erschien. 

Die mit der vorliegenden Richtlinie vorgenommene 
Koordinierung betrifft erstens die Ausbildung des 
Augenoptikers und zweitens seinen Tätigkeits- 
bereich. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages hat der 
Rat das Europäische Parlament zu hören, bevor er 
die Richtlinie einstimmig erläßt. 
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2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

In Artikel 1 wird der Anwendungsbereich der Richt- 
linie abgegrenzt; er umfaßt alle Tätigkeiten des 
Augenoptikers sowohl auf der Ebene der Herstel- 
lung und des Verkaufs als auch auf der Ebene der 
spezifischen Tätigkeiten unter Hinweis auf die in 
den Mitgliedstaaten für den Beruf geltenden Befähi- 
gungsnachweise. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Richtlinie in die- 
ser Fassung nur für natürliche Personen gilt. Juri- 
stische Personen sind Gegenstand einer getrennten 
Richtlinie. 

Artikel 2 

Nach den derzeitigen innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften haben die Augenoptiker hinsichtlich der 
Prüfung der Okularrefraktion nicht in allen Mit- 
gliedstaaten den gleichen Tätigkeitsbereich. 

In einigen Mitgliedstaaten kann diese Prüfung nach 
den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
nur auf Grund einer ärztlichen Verordnung durchge- 
führt werden. In anderen Mitgliedstaaten dagegen 
sind die Augenoptiker von Rechts wegen zur Prü- 
fung der Okularrefraktion befugt. 

Um in Anbetracht der Freizügigkeit der Berufsange- 
hörigen dieses Tätigkeitsbereiches jedes Risiko einer 
für den Gesundheitsschutz nachteiligen Inkompetenz 
zu vermeiden, wurde vereinbart, das betreffende 
Tätigkeitsgebiet zu harmonisieren. 

So setzte sich die Auffassung durch, daß dem Augen- 
optiker, der die in Artikel 1 vorgesehenen Mindest- 
ausbildungsanforderungen erfüllt, ein auch die Prü- 
fung der Okularrefraktion umfassender Tätigkeits- 
bereich offenstehen sollte. 

Da eine solche Tätigkeit allein noch keine ärztliche 
Verrichtung ist, stellt sie weder eine Kontrolle noch 
eine Überschneidung mit der ärztlichen Untersu- 
chung dar, sondern ist gegebenenfalls eine tech- 
nische Ergänzung. 

Eine ärztliche Verordnung wurde jedoch in zwei 
Fällen für notwendig gehalten; 

— für Jugendliche unter 16 Jahren, 

— bei der Anpassung von Kontaktlinsen, 

Bei Jugendlichen unter 16 Jahren ist diese Entschei- 
dung aus folgenden Gründen gerechtfertigt: 

— Anerkanntermaßen erreichen die verschiedenen 
Teile des Auges im Verlauf ihres Wachstums die 
feste Refraktion im Alter von 15 bis 16 Jahren, 
d. h. daß vor diesem Alter die Gefahr von krank- 
haften Erscheinungen größer ist und somit die 
Einschaltung eines Arztes gewährleistet werden 
muß, bevor eine Brille getragen wird. 

— Die Verwendung subjektiver Methoden bei der 
Prüfung des Sehvermögens setzt eine enge Mit- 


| Wirkung des Betreffenden voraus. Aus diesem 
1 Grund entschied man sich für das Alter von 
16 Jahren als ein befriedigendes Kriterium; die- 
! ses Alter, das der Gesetzgeber eines Mitglied- 

I Staates bereits gewählt hat und das den Gesetz- 

entwürfen eines anderen Mitgliedstaates zu- 
| gründe liegt, entspricht darüber hinaus den Be- 
stimmungen über die Schulpflicht. 

} Schließlich kann sich der Augenoptiker bei der Un- 
| tersuchung der Okkularreflektion einem Krankheits- 
j zustand gegenübersehen, der in das Gebiet der Me- 
dizin fällt; in diesem Fall hat er sich nach einer 
strengen Berufsordnung zu richten, die ihm vor- 
schreibt, seinen Klienten — auch wenn Zweifel am 
Vorliegen eines solchen Krankheitszustandes be- 
i stehen — an einen Arzt zu verweisen. In der Richt- 
linie ist hierzu vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten 
für die Ausübung der betreffenden Tätigkeiten die 
Einhaltung einer strengen Berufsordnung vorschrei- 
| ben und durch geeignete Regelungen für die strenge 
| Ahndung von Verstößen gegen die Berufsordnung 
| sorgen. 

| Bei der Anpassung von Kontaktlinsen muß es nach 
I einhelliger Meinung feststehen, daß bei den Kunden 
! keine Kontraindikationen medizinischer Art gegen 
diese Anpassung vorliegen. Hierfür bietet die ärzt- 
j liehe Verordnung die notwendige Garantie. 

I 

Artikel 3 

Beim Vergleich der derzeitigen Ausbildungsbedin- 
gungen der Augenoptiker in der Gemeinschaft hat 
sich gezeigt, daß eine Koordinierung dieser Bedin- 
gungen um so notwendiger ist, als unterschiedliche 
I Ausbildungswege nicht nur zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten, sondern auch innerhalb ein und 
desselben Mitgliedstaates bestehen können. 

Artikel 3 soll für die Erfordernisse der Verwirk- 
| lichung der Niederlassungsfreiheit hinreichend 
j gleichwertige Ausbildungsbedingungen festsetzen. 
Hierzu wurden sowohl für die Ausbildungsbedin- 
gungen innerhalb des schulischen bzw. beruflichen 
Ausbildungsganges als auch zwischen den beiden 
Formen Mindestanforderungen aufgestellt, die im 
übrigen den Mitgliedstaaten im Aufbau ihres Unter- 
richts entsprechend ihren Gepflogenheiten freie 
Hand lassen. 

Daher wurde in Anlage I, auf die Artikel 3 verweist, 
die Liste der wichtigsten Fächer erstellt, die das Prü- 
fungsprogramm zur Erlangung des Diploms, Prü- 
fungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachwei- 
ses des Augenoptikers umfassen muß. 

Damit hat der Augenoptiker eines Mitgliedstaates, 
gleich welchen der beiden Ausbildungswege er be- 
schritten hat, einen Abschluß, der als hinreichend 
gleichwertig gilt, um in den Genuß der gegenseiti- 
gen Anerkennung der Diplome zu kommen. 

Artikel 4 

Statt zusätzlich zu den in Artikel 3 verlangten be- 
ruflichen Kenntnissen noch zu fordern, daß die 
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Augenoptiker bei einem hierfür zugelassenen Au- j 
genoptiker ein Praktikum von einer bestimmten 
Dauer ableisten, erschien cs zweckmäßig vorzuse- j 
hen, daß die Mitgliedstaaten auf Wunsch ermächtigt 
werden, ein Mindestalter für die Aufnahme und j 
Ausübung der Tätigkeiten des Augenoptikers zu j 
verlangen. 

Diese Lösung hat den Vorteil, die Ausbildung des 
Augenoptikers nicht über Gebühr auszudehnen. Sie 
dürfte überdies bewirken, daß der Augenoptiker, der 
seinen Beruf frühestens im Alter von 21 Jahren selb- 
ständig ausüben darf, eine gewisse praktische Erfah- 
rung erwirbt, ohne daß dies zur Pflicht gemacht wird. 


D. Richtlinienvorschlag zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Aufnahme und 
Ausübung der selbständigen Tätigkeiten der Gesell- 
schaften, deren Gesellschaftszweck die Tätigkeiten 
des Augenoptikers umfaßt 

1. Ziel der Richtlinie 

Anwendungsbereich 

1. Am 7. Juli 1964 hat der Rat eine Richtlinie über 
die Verwirklichung der Niederlassung und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige 
Tätigkeiten der be- und verarbeitenden Gewerbe 
der CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 (Industrie und 
Handwerk) und eine weitere Richtlinie, in der 
Ubergangsmaßnahmen für das gleiche Gebiet 
vorgesehen sind 12 ), erlassen. 

Unter den Anwendungsbereich der genannten 
Richtlinien fällt die zur Gruppe 392 gehörende 
Tätigkeit der Herstellung optischer Instrumente. 
Vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausge- 
nommen ist jedoch die „Untersuchung des Seh- 
vermögens, die durch Optiker im Hinblick auf die 
Herstellung von Brillengläsern durchgeführt 
wird" . 

Mit dieser Ausnahme sollten industrielle, hand- 
werkliche oder kaufmännische Tätigkeiten, die 
aus Gründen der Volksgesundheit Sondervor- 
schriften erfordern, bis zu einer Regelung in spä- 
ter zu erlassenden Richtlinien zurückgestellt wer- 
den. 

2. Am 15. Oktober 1968 hat der Rat zwei Richt- 
linien, und zwar eine über die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkei- 
ten des Einzelhandels (aus CITI-Gruppe 612), die 
zweite über die Einzelheiten der Ubergangsmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten des Einzelhandels 13 ), erlassen. 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinien war zu 
klären, ob die Tätigkeit des Augenoptikers in die 
Richtlinie aufgenommen werden durfte. Die be- 
reits bei der Herstellung vorgesehene Ausnahme 

lä ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, Seiten 1863/64 und 1880/64 


müßte nämlich aus den gleichen Gründen auf der 
Einzelhandelsstufe wieder erscheinen. In diesem 
Fall mußte jedoch der Wortlaut der Ausnahme- 
bestimmungen genauer gefaßt werden, da er 
nicht nur clen Augenoptiker, sondern eine Reihe 
von Einzelhandelstätigkeiten betraf, bei denen 
Gesundheitsfragen eine Rolle spielen. Daher lau- 
tet die Ausnahmevorschrift wie folgt: 

„Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
Untersuchungen der Seh- oder Hörorgane bzw. 
anderer Organe oder Teile des menschlichen Kör- 
pers, die im Hinblick, auf die Anpassung und den 
Verkauf von Apparaten zur Korrektur von Seh- 
oder Hörfehlern oder von orthopädischen Gerä- 
ten durchgeführt werden." 

3. Infolge des umfassenderen Ausschlusses einiger 
Einzelhandelstätigkeiten von der Niederlassungs- 
freiheit stimmte der Anwendungsbereich dieser 
Richtlinien nicht mehr mit dem der in Ziffer 1 
genannten Richtlinien über die Niederlassungs- 
freiheit für die be- und verarbeitenden Gewerbe 
überein; deshalb hat der Rat am 3. März 1969 
eine weitere Richtlinie 14 ) zur Änderung der 
Richtlinie des Rates vom 7. Juli 1964 (64/427/ 
EWG) über die Einzelheiten der Ubergangsmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der be- und verarbeitenden Gewerbe der 
CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 erlassen. 

4. Der vorliegende Richtlinienvorschlag gilt für ju- 
ristische Personen, deren Gesellschaftszweck die 
Tätigkeiten des Augenoptikers umfaßt. Ein ge- 
sonderter Richtlinienvorschlag regelt für den 
gleichen Bereich den Fall der natürlichen Perso- 
nen. 

Bedeutung 

Mit dieser Richtlinie soll eine Koordinierung der Be- 
dingungen für die Berufsausübung juristischer Per- 
sonen in dem Umfang verwirklicht werden, der vor 
der Aufhebung der Beschränkungen für die von den 
genannten Richtlinien des Rates ausgeschlossenen 
Tätigkeiten des Augenoptikers erforderlich und aus- 
reichend ist. 

Zumindest in einigen Mitgliedstaaten wirft die Aus- 
übung der genannten Tätigkeiten Fragen des Ge- 
sundheitsschutzes auf. Nach Artikel 57 Absatz 3 des 
Vertrages setzt die Aufhebung der betreffenden Be- 
schränkungen die Koordinierung der Bedingungen für 
die Ausübung in den einzelnen Mitgliedstaaten vor- 
aus. 

Die vorliegende Richtlinie nimmt gemäß Artikel 57 
Absatz 3 des Vertrages die dort vorgesehene Koor- 
dinierung insoweit vor, als dies vor der Liberali- 
sierung der Tätigkeiten des Augenoptikers, die noch 
zu erfolgen hat und die Gegenstand der Richtlinie 
des Rates vom . . . ist, notwendig und ausreichend 
erschien. 


t3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seiten 260/1 und 260/6 
t4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 
vom 10. März 1969, Seite 59/8 
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Die mit der vorliegenden Richtlinie vorzunehmende 
Koordinierung betrifft die Bedingungen für die per- 
sonelle Zusammensetzung der Gesellschaften, die 
Augenoptikertätigkeiten ausführen, sowie die Haf- 
tung der Personen, die in solchen Gesellschaften die 
Tätigkeiten des Augenoptikers ausüben. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages hat der 
Rat das Europäische Parlament zu hören, bevor er 
die Richtlinie einstimmig erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Die Richtlinie schreibt zwingend vor, daß in jeder 
Gesellschaft, deren Gesellschaftszweck die Tätigkei- 
ten des Augenoptikers umfaßt, eine qualifizierte 
Person — im vorliegenden Fall ein Augenoptiker — 
ständig anwesend ist. 

Die Vorschrift gilt in erster Linie für andere Gesell- 
schaften als die, welche die Augenoptiker in einigen 
Mitgliedstaaten untereinander gründen können und 
bei denen die Staaten nicht verlangen, daß die Ge- 
schäftsführung oder gegebenenfalls die technische 
Leitung des Unternehmens einem Augenoptiker 
übertragen wird. 

Dieser Artikel stellt eine Mindestforderung dar, und 
es steht den Mitgliedstaaten frei, gegebenenfalls hö- 
here Anforderungen zu stellen. 

Die Vorschrift, daß dem Unternehmensleiter ein Au- 
genoptiker zur Verfügung stehen muß, ist wie folgt 


zu erklären: Da es sich um Tätigkeiten handelt, die in 
vielen Fällen die Volksgesundheit betreffen, muß 
dafür gesorgt werden, daß in jeder Gesellschaft so- 
wie in jeder Agentur, Zweigniederlassung oder 
Tochtergesellschaft ein sachkundiger, an eine strenge 
Berufsordnung gebundener Augenoptiker mit diesen 
Tätigkeiten betraut wird. 

Artikel 2 

In Artikel 2 wird der Verantwortungsbereich der in 
Artikel 1 genannten qualifizierten Person festgelegt; 
es muß in der Tat betont werden, daß der Augen- 
optiker im Sinne dieses Artikels den für die Volks- 
gesundheit zuständigen Behörden und Stellen gegen- 
über unmittelbar für die Tätigkeiten verantwortlich 
ist, die ihm auf Grund desselben Artikels übertragen 
sind. 

Lage der geflüchteten Berufsangehörigen 

Das Problem der Flüchtlinge, mit dem man sich be- 
reits bei der Annahme der Allgemeinen Programme 
zu befassen hatte, stellt sich mit noch größerer 
Schärfe bei den freien Berufen. Unter den Flüchtlin- 
gen gibt es zahlreiche Angehörige freier Berufe, zum 
Beispiel Augenoptiker. 

Dem Rat wird vorgeschlagen, eine Erklärung anzu- 
nehmen, die sich auf die vom Rat am 25. März 1964 
bei Erlaß der Verordnung über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft abgege- 
bene Erklärung stützt 15 ). 


15 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964, Seite 1225/64 
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